
Jürgen Rose

»Volle Deckung – zum Abschuss frei! «
Ein Fall für den Verfassungsschutz: Wahrheitsminister Schäuble und
Friedensminister Jung beschwören den Ernstfall an der Heimatfront.

ass der Volljurist Dr. Wolfgang Schäuble
mit dem Völkerrecht auf Kriegsfuß steht,

ist hinlänglich bekannt, gab er do ch im April 2 0 0 3
wenige Tage nach dem Einmarsch der US-Truppen
in B agdad zu Protokoll : »Die Prinzipien von Souve-
ränität und Interventionsverb ot können nicht
mehr uneingeschränkt gelten, da sind wir nicht
mehr unb efangen genug. « E s üb errascht daher
kaum, wenn Schäuble auch mit dem Grundge setz
(GG) sehr unbefangen umgeht. Längere Zeit arb ei-
tete er hö chstselb st hartnäckig daran, dass Abfang-
j äger der Bunde sluftwaffe mit gesetzlicher Lizenz
zivile Passagierflugzeuge ab schießen könnten,
sollte die Gefahr b estehen, dass diese − von Terro-
risten entführt − als Anschlagswaffe einge setzt
würden .

Mittlerweile hat er den Staffelstab an Kriegsmi-
nister Dr. Franz-Jo sefJung üb ergeb en, de ssen Flug-
zeugab schu ssfantasien derzeit den öffentlichen
Diskurs der B erliner Republik b eherrschen, wäh-
rend Minister Seltsam zeitgleich von der »schmutzi-
gen B ombe« halluziniert, deren Zündung auf hiesi-
gem Territorium nur no ch eine Frage der Zeit sei .

War die rot-grüne Vorgängerregierung mit dem
im Febru ar 2 0 0 5 vo m Bunde stag b e schlo s senen
Luftsicherheitsgesetz vor dem Bunde sverfassungs-
gericht no ch kläglich ge scheitert, so vermag das
unsere Terrorminister vom Schlage Schäuble &
Jung nicht erschüttern . D enn vom Richterspruch
unb erührt blieb der Einsatz der Bundeswehr zu ih-
rem in Artikel 87 a GG normierten Primärzweck −
dem der Verteidigung nämlich . Was also könnte nä-
her liegen, als kurzerhand eine Flugzeugentfüh-
rung zum b ewaffneten Angriff zu erklären, gegen
den eine militärische Abwehr zulässig ist? Immer-
hin hatte b ereits der UN-Sicherheitsrat die mit ge-
kaperten Airlinern verübten Terroranschläge vom
1 1 . September 2 0 0 1 als b ewaffneten Angriff qu alifi-
ziert. Zudem sieht das Grundge setz gemäß Artikel
1 1 5 a die Fe ststellung de s Verteidigungsfalles vo r,

wenn »das Bunde sgebiet mit Waffengewalt ange-
griffen wird o der ein solcher Angriff unmittelb ar
droht« . Highj acking von Flugzeugen durch Terro-
risten würde demnach , geht e s nach Schäuble &
Jung, eine Art »kleinen V-Fall« konstituieren und mi-
litärische Gewalt legitimieren .

Freilich ignorieren die Minister mit ihrem Qu a-
si-Verteidigungsfall fundamentale Rechtssätze des
Verfassungsgerichts . D enn das lehnt kategorisch
j edwede Vorstellung ab , dem Staat könne die B e-
fugnis zukommen, entführte Zivilflugzeuge samt
B esatzung und Passagieren abzuschießen . D er ent-

F or u m Pazi fi s mus
scheidende S atz im Urteil vom 1 5 . Febru ar 2 0 0 6
(siehe F or u m Pazi fi s mus 09, Nr. I/2006, Seite 33

ff.) lautet : »Auch wenn sich im B ereich der Gefah-
renabwehr Progno seunsicherheiten vielfach nicht
gänzlich vermeiden lassen, ist es unter der Geltung
de s Art. 1 Ab s . 1 GG schlechterdings unvorstellb ar,
auf der Grundlage einer gesetzlichen Ermächti-
gung unschuldige Menschen, die sich wie die B e-
satzung und die Passagiere eines entführten Luft-
fahrzeugs in einer für sie hoffnungslo sen Lage b e-
finden, gegeb enenfalls sogar unter Inkaufnahme
solcher Unwägb arkeiten vorsätzlich zu töten . «

Die schlagende B egründung hierfür liegt darin,
dass B e satzung und Passagiere »diesem Handeln
de s Staate s auf Grund der von ihnen in keiner Wei-
se b eherrschb aren Gegebenheiten nicht auswei-
chen« könnten . Vielmehr seien sie ihm »wehr- und
hilflo s ausgeliefert mit der Folge , dass sie zusam-
men mit dem Luftfahrzeug gezielt abgescho ssen
und infolgedessen mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit getötet« würden . »Eine solche
B ehandlung« − erklären die Verfassungsrichter
weiter − »missachtet die B etroffenen als Subj ekte
mit Würde und unveräußerlichen Rechten . Sie wer-
den dadurch, dass ihre Tötung als Mittel zur Ret-
tung anderer b enutzt wird , verdinglicht und zu-
gleich entrechtlicht ; indem üb er ihr Leben von
Staats wegen einseitig verfügt wird , wird den als
Opfern selb st schutzb edürftigen Flugzeuginsassen
der Wert abgespro chen, der dem Menschen um sei-
ner selb st willen zukommt« . Sollte der Staat in die-
ser Weise vorgehen – und das gelte auch im Vertei-
digungsfall (! ) − ignoriere das in einer mit Artikel 1
GG nicht zu vereinb arenden Weise das darau s für
den Staat re sultierende Tötungsverb ot. »D aran än-
dert es nichts , dass die ses Vorgehen dazu dienen
soll, das Leben anderer Menschen zu schützen und
zu erhalten . « Folgerichtig gelangen die Karlsruher
Richter zu dem Urteil, dass eine staatliche Ab-
schusslizenz für entführte Passagierflugzeuge un-
vereinb ar mit dem »Menschenbild des Grundge set-
ze s« sei .

D o ch völlig unb eeindruckt von solch eindeuti-
gem hö chstrichterlichem Votum b eharren der
christdemokratische Wahrheitsminister Schäuble
und der eb enso christdemokratische Friedensmi-
nister Jung auf ihrer hanebüchenen Gesetze sforde-
rung. Inde s verneinen die b eiden Hoheprie ster der
Apokalyp se , dass es einen konkreten Anlass für ihr
Kassandra-Ge schwätz gäb e . Was also steckt dann
hinter der habituellen B eschwörung de s eingebil-
deten Notstande s?
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Pecunia non olet − Geld stinkt nicht, pflegte der
alte Römer zu sagen . Im Falle des Dr. Jung stinkt e s
j edo ch gewaltig. D enn seine o stentative Ankündi-
gung, getreu dem Motto , Recht sei, was dem deut-
schen Volke nützt, auf bloßen Verdacht hin geka-
perte Airliner ab schießen zu lassen, bleibt unver-
meidlich eine Straftat. D a mag er sich unter dem
Vorwand de s so genannten »rechtfertigenden Not-
stande s« auch no ch so sehr drehen und winden .
Zwar könnte im Falle eines Falles das zuständige
Gericht von der B estrafung des I BuK (Inhab er der
B efehls- und Kommandogewalt) ab sehen − nichts-
destoweniger blieb e der Staat den Opfern de s mi-
nisteriell angeordneten Totschlags zumindest zivil-
rechtlich schadensersatzpflichtig. Üb erschlägig
kalkuliert würde sich die anfallende Summe für
Schmerzensgelder, Ersatz des zerschellten Flugge-
räte s , Gewinnausfall der betroffenen Fluggesell-
schaft und am B o den entstandene Schäden sehr
schnell auf Milliardenhöhe summieren . Kein Wun-
der, dass sich die Verantwortlichen so penetrant
um eine C arte Blanche in Ge stalt einer gesetzlichen
Ab schu sslizenz b emühen .

Und noch etwas kommt hinzu : D as Wehrstrafge-
setz (WStG) stellt b ereits den Versuch, Untergeb e-
ne zu einer rechtswidrigen Tat zu verleiten, unter
Strafe . Im einschlägigen § 3 4 Ab satz 1 WStG (Er-

folgloses Verleiten zu einer rech tswidrigen Ta t)
heißt e s : »Wer durch Missbrauch seiner B efehlsb e-
fugnis o der Dienststellung einen Untergeb enen zu
be stimmen versucht, eine rechtswidrige Tat, die
den Tatbe stand eine s Strafge setzes verwirklicht, zu
begehen o der zu ihr anzustiften, wird nach den für
die B egehung der Tat geltenden Vorschriften b e-
straft. « Zudem legt das Gesetz fest, dass diese B e-
stimmung »auch für Straftaten [ gilt] , durch die mili-
tärische Vorge setzte , die nicht Soldaten sind , ihre
Pflichten ( § § 3 0 bis 4 1 ) verletzen« . D emnach ist
Verteidigungsminister Jung als I BuK eingeschlo s-
sen . Nun hatJung eigenem B ekunden zufolge dafür
Sorge getragen, dass für die in ständiger B ereit-
schaft gehaltenen Alarmrotten der Luftwaffe stets
genügend Jagdflugzeugpiloten bereitstehen, die
sich mehr o der minder freiwillig verpflichtet ha-
ben, auf Ministerb efehl hin ein so genannte s »Rene-
gade«-Flugzeug abzuschießen . Mit dem Verleiten
die ser unterstellten Luftwaffenpiloten zum rechts-
widrigen Totschlag inde s ist der Tatb estand de s
§ 3 4 Ab satz 1 WStG offensichtlich erfüllt. Und die s

gilt nicht nur für den I BuK selb st, sondern für j e-
den Vorgesetzten in der B efehlskette vom Inspek-
teur der Luftwaffe bis hinunter zum Geschwader-
kommo dore . Wer freilich schon mit b eiden B einen
im Gefängnis steht, muss selb stredend ein gestei-
gerte s Intere sse an legalisierter Straffreiheit haben .

Ab er auch die Jagdflugzeugpiloten selb st wür-
den sich nach dem WStG strafb ar machen, würden
sie einem Ab schu ssbefehl nachkommen . Nach § 5
(Ha ndeln a ufBefehl) trifft sie als Untergeb ene die
Schuld für eine rechtswidrige Tat, die sie auf B efehl

b egangen hab en und die den Tatbe stand eine s
Strafgesetze s verwirklicht, wenn sie hätten erken-
nen können oder müssen, dass es sich um eine
rechtswidrige Tat handelte o der die s nach den ih-
nen b ekannten Umständen offensichtlich war.
Letzteres muss ange sichts der seit mehrerenJahren
öffentlich laufenden D eb atte üb er die Rechtswid-
rigkeit de s Ab schu sses ziviler Flugzeuge im Entfüh-
rungsfall vorausgesetzt werden . D emzufolge könn-
ten sich die b etreffenden Luftwaffenpiloten kei-
nesfalls auf Unkenntnis der Rechtslage b erufen, kä-
men sie einem ministeriell erteilten Ab schussb e-
fehl nach . Was für sie bleibt, ist die Verweigerung.

Abgesehen von den juristischen Fallgrub en der
intendierten Anti-Terrormaßnahmen dürften vor
allem auch die Implikationen des so genannten
»glob alen Kriege s gegen den Terror« , wie er zur
Zeit im Irak und in Afghanistan mit mörderischer
B rutalität geführt wird , das Kalkül von Schäuble
und Jung b estimmen . Die unter dem Vorwand der
Terrorb ekämpfung b etrieb ene Durchsetzung der
Glob alisierung mit militärischer Gewalt hat neu-
lich Die Zeit präzise b eschrieben . »E s müssen Men-
schen sterben, damit der Westen qu a Versuch und
Irrtum lernt, internationale Sicherheit neu zu defi-
nieren« , leitartikelte das hanseatische Leitmedium
der Republik. Und in der Tat füllen die auf Kom-
mando de s »Neuen Rom« entsandten Anti-Terror-
Schwadronen die Gräb er in der islamischen Welt
vornehmlich mit unschuldigen Zivilisten . Solch
ruchlo ses Tun färbt indessen auch auf die tribut-
leistenden Vasallen (Zbign iew Brzezinski) ab . So
b ekamen inzwischen wegen de s »Tornado«-Einsat-
zes die deutschen Soldaten in Afghanistan den B ei-
namen »Wachhunde der Amerikaner« .

Selbige tragen hierzulande nicht die Flecktarn-
uniform, sondern das distinguierte Ministerge-
wand . Und schlagen, dem denkb ar schlechte sten
Vorbild huldigend , den vorgegebenen »amerikani-
schen Weg« ein . Freilich muss, wer den Terror de s
Kriege s sät, gewärtigen, selb st wiederum solchen
zu ernten . Sowohl die Imperialmacht als auch eini-
ge der ihr dienstb aren Ko alitionäre mussten die s
b ereits schmerzlich erfahren . Die apokalyptischen
B ilder von 9/ 1 1 vor Augen scheinen unsere Terror-
minister − Grundgesetz hin, Grundgesetz her − fel-
senfest entschlo ssen, zu j edem denkb aren Mittel zu
greifen, um die im Glob alisierungskrieg selb st he-
raufbe schworenen Gefahren abzuwehren . Einzig
das Bundesverfassungsgericht steht die sem Trach-
ten no ch im Wege . Und die se letzte B astion de s
Rechts zu schleifen, hab en sich Schäuble & Co . zum
Ziel gesetzt − getreu dem Lehrsatz von C arl Schmitt,
dass die M acht derj enige b e sitzt, der üb er den Aus-
nahmezustand entscheidet.

Jürgen Rose ist Oberstleutnan t der Bundeswehr. Er
ist a us rech tlichen Gründen gezwungen, dara uf
h inzuweisen, dass er in diesem Beitrag n ur seine

persö nlichen A uffassungen darlegt.


